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l  mit Anspruch auf Pflegegeld ab der Stufe 3 und
l  unter ganz überwiegender Beanspruchung der
Arbeitskraft in häuslicher Umgebung. 

l  Selbstversicherung in der Kranken- und/
oder Pensionsversicherung bei Pflege eines

behinderten Kindes (siehe Ausführungen zu
„Freiwillige Versicherungen“).

Informationen zum Thema Pflegevorsorge –
Pflegetelefon: 0800/20 16 22

Zwischenstaatliche 
Sozialversicherung im 
Verhältnis zu 47 Staaten
A) Bilaterale Abkommen
Die internationalen Beziehungen Österreichs auf
dem Gebiet der Sozialversicherung werden seit
mehr als 50 Jahren ständig ausgebaut. Österreich
hat mit einer Reihe von Staaten zweiseitige „Ab-
kommen über soziale Sicherheit“ geschlossen, die
im Allgemeinen auf nachstehenden Grundsätzen
beruhen:
l Gleichbehandlung der Staatsangehörigen der
Vertragsstaaten im Bereich der sozialen Sicher-
heit;

l Berücksichtigung der im anderen Vertragsstaat
zurückgelegten Versicherungszeiten für den Er-
werb und die Aufrechterhaltung von Leistungs-
ansprüchen;

l Ermittlung der österreichischen Pensionen nach
der „Direktberechnung“ (die Pensionsberech-
nung erfolgt ausschließlich mit den österreichi-
schen Versicherungszeiten);

l Berücksichtigung der im anderen Vertragsstaat
eingetretenen Arbeitsunfälle (Berufskrankhei-
ten);

l Export der Geldleistungen an Anspruchsberech-
tigte im anderen Vertragsstaat;

l Leistungsaushilfe im Bereich der Kranken- und
Unfallversicherung durch die Versicherungsträ-
ger im anderen Vertragsstaat.

B) Multilaterale Abkommen
Neben den bilateralen Abkommen sind auch mul-
tilaterale Instrumente wirksam, und zwar das „Ab-
kommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum“, das „Europäische Abkommen über soziale
Sicherheit“ zwischen Österreich, Luxemburg, der
Türkei, den Niederlanden, Portugal, Belgien, Spa-
nien und Italien sowie das „Vierseitige Überein-
kommen“ zwischen Österreich, Deutschland, der
Schweiz und Liechtenstein. 
Das zuletzt genannte Abkommen sichert im Be-
reich der Pensionsversicherung u. a. die Eröffnung

und Bemessung von Leistungsansprüchen, wenn
Beschäftigungszeiten in drei oder allen vier Staa-
ten vorhanden sind. 

C) Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum/die Europäische Union

Mit Inkrafttreten des multilateralen „Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschafts-
raum“ (EWR-Abkommen) ist im Bereich der so-
zialen Sicherheit seit 1. Jänner 1994 auch in
Österreich das sekundäre EU-Recht (darunter fal-
len insbesondere die Verordnungen und Richtlini-
en) anzuwenden. 
Durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union (EU) am 1. Jänner 1995 sind aufgrund der
bereits geltenden EU-Rechtsvorschriften durch das
EWR-Abkommen auf dem Gebiet der sozialen Si-
cherheit der Wanderarbeitnehmer keine Änderun-
gen mehr eingetreten.
Seit 1. Juni 2002 sind durch das Abkommen zwi-
schen der Europäischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügig-
keit im Bereich der sozialen Sicherheit im Verhält-

Sozialversicherung über die Grenzen
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INTERNATIONALE BINDUNGEN ÖSTERREICHS IM BEREICH DER SOZIALEN SICHERHEIT
Staat Kranken- Unfall-  Pensions- Arbeitslosen- Familien-

versicherung versicherung versicherung versicherung beihilfe

A) BILATERALE ABKOMMEN
Australien        x
Bosnien und Herzegowina x x x x
Chile       x
Israel         x1 x x x x
Kanada (einschließlich Quebec)     x
Korea x
Kosovo2 x x x x
Mazedonien x x x x
Moldau x
Montenegro x x x x
Philippinen       x1 x
Serbien2 x x x x
Tunesien x1 x1 x
Türkei x x x
Uruguay x
USA         x

B) MULTILATERALE ABKOMMEN
EWR-Abkommen x x x x x
Europäisches Abkommen x
Vierseitiges Übereinkommen x

C) STAATEN, IN DENEN EU-RECHT ANZUWENDEN IST
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, 
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechien, Ungarn, Zypern3

x x x x x

1  Jedoch keine Sachleistungsaushilfe.
2  Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Jugoslawien wurde – mit Ausnahme der Bestimmungen über die anzuwendenden
Rechtsvorschriften – suspendiert.

3  Derzeit nur für den griechischen Teil.

nis zur Schweiz grundsätzlich die Bestimmungen
der Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und 
Nr. 574/72 anzuwenden. Seit 1.4.2012 sind die
Nachfolgeverordnungen (EG) Nr. 883/2004 und 
Nr. 987/2009 im Verhältnis zur Schweiz wirksam;
mit 1.6.2012 erfolgte die Ausdehnung auf die EWR-
Staaten (Island, Lichtenstein, Norwegen).
Eines der grundlegenden Ziele des EU-Rechts be-
steht darin, die Gleichbehandlung und Nichtdis-
kriminierung für die Einwohner der EU-Mitglied-
staaten bzw. EWR-Staaten zu verwirklichen. Die
EU- bzw. EWR-Bürger haben daher das Recht, in
jedem EU-Mitgliedstaat bzw. EWR-Staat zu leben
und zu arbeiten. Bei einem Wechsel von einem
EU-Mitgliedstaat bzw. EWR-Staat in den anderen
gehen die erworbenen Rechte im Bereich der so-
zialen Sicherheit somit nicht verloren.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Sozialversiche-
rungssysteme in der EU bzw. im EWR einheitlich
gestaltet werden. Derzeit gibt es keine Richtlinien,
die eine generelle Harmonisierung der Rechtsvor-
schriften der EU-Mitgliedstaaten bzw. EWR-Staa-
ten verlangen. In den einschlägigen Papieren wird
stets betont, dass derartige Schritte auch in Zukunft
nicht beabsichtigt sind. 
Während die Richtlinien zu einer bestimmten Ausge-

staltung des innerstaatlichen Rechts verpflichten, ha-
ben die Verordnungen – wie auch die von Österreich
geschlossenen Abkommen über soziale Sicherheit –
die Aufgabe, die nationalen Rechtsvorschriften zu ko-
ordinieren, wozu es aber keiner Änderung der öster-
reichischen Rechtsvorschriften bedarf, weil es sich
dabei um unmittelbar anwendbares Recht handelt. 
Das EU-Recht führt in der Sozialversicherung
durch die Anwendung der Verordnungen (EG) Nr.
883/2004 und Nr. 987/2009 teilweise zu einer Bes-
serstellung gegenüber der Rechtslage auf Grund der
von Österreich geschlossenen Sozialversicherungs-
abkommen, wobei die wichtigsten Änderungen in
der Kranken- und in der Pensionsversicherung zu
verzeichnen sind.

D) Regelungen mit internationalen 
Organisationen

Für die Bediensteten der in Österreich ansässigen in-
ternationalen Organisationen (Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEO), UN-Organisation für
industrielle Entwicklung (UNIDO), Organisation der
erdölexportierenden Länder (OPEC), Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OS-
ZE), Internationales Institut für angewandte System-
analyse (IIASA), Internationale Bank für Wiederauf-
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bau und Entwicklung (IBWE), Internationales Zen-
trum für Migrationspolitikentwicklung (ICMPD),
Hochkommissär für die Flüchtlinge (UNHCR), Stän-
diges Sekretariat des Übereinkommens zum Schutz
der Alpen (Alpenkonvention), Vorbereitende Kom-
mission für die Organisation des Vertrags über das
umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBO),
Vorläufiges Sekretariat des Donauschutzüberein-
kommens (DSÜ), Energiegemeinschaft, Internatio-
nale Kriminalpolizeiliche Organisation (ICPO-IN-
TERPOL), Joint Vienna Institute (JVI), Vereinten
Nationen, Wasenaar Arrangement und Agentur der
Europäischen Union für Grundrechte) bestehen ent-
weder Abkommen oder gesetzliche Regelungen für
den Bereich der sozialen Sicherheit. Auf Grund eines
Notenwechsels zwischen der Republik Österreich
und den Vereinten Nationen ist das Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich und der UNIDO auch

auf die Bediensteten jener Ämter der Vereinten Na-
tionen anzuwenden, die mit Zustimmung der Bun-
desregierung in Österreich errichtet wurden. 
Ein weiterer Vertrag mit der Europäischen Organisa-
tion für Kernforschung (CERN) in Genf sieht die so-
zialversicherungsrechtliche Reintegration der bei die-
ser Organisation tätigen österreichischen Staatsange-
hörigen vor; für Beamte der Organe der EU (Rat,
Kommission, Parlament, Europäischer Gerichtshof
und Europäischer Rechnungshof, aber auch für die
Beamten der Europäischen Investitionsbank) beste-
hen gesetzliche Regelungen hinsichtlich der Pensi-
onsversicherung im EU-Beamten-Sozialversiche-
rungsgesetz (EUB-SVG).
Geregelt wurde ebenfalls, dass Bedienstete des Euro-
parates von den österreichischen Sozialversiche-
rungsgesetzen ausgenommen sind sofern sie dem So-
zialversicherungssystem des Europarates unterliegen.

Krankenversicherungsschutz
bei Urlaub und Dienstreise
Im Verhältnis zu folgenden 37 Staaten, mit denen
Österreich Abkommen über soziale Sicherheit ab-
geschlossen hat bzw. in denen das EG-Recht wirk-
sam ist, wird der Schutz der sozialen Krankenversi-
cherung auch während des Urlaubs sichergestellt:

Den zwischenstaatlichen Betreuungsschein erhalten
Arbeiter, Angestellte und Vertragsbedienstete bei ih-
rem Dienstgeber; Beamten, Gewerbetreibenden,
Bauern und Pensionisten wird der Betreuungsschein
vom zuständigen Krankenversicherungsträger aus-
gestellt. In jenen Staaten, in denen das EU-Recht
wirksam ist, wird die „Europäische Krankenver-

sicherungskarte“ („EKVK“) verwendet, die in
Österreich auf der Rückseite der e-card aufgebracht
ist. Im Falle einer Erkrankung während des Aufent-
haltes in einem der vorgenannten Staaten, in denen
die EU-Rechtsvorschriften anzuwenden sind, ist
die „EKVK“ oder die „Bescheinigung als provi-
sorischer Ersatz für die Europäische Kranken-
versicherungskarte“ („PEB“) ohne Einschaltung
des Trägers des Aufenthaltsortes direkt dem 
Leistungserbringer vorzulegen. 
In den Vertragsstaaten Bosnien und Herzegowina,
Montenegro, Serbien sowie der Türkei ist der Be-
treuungsschein bei dem für den Aufenthaltsort in
Betracht kommenden Träger – dessen Adresse an
Ort und Stelle zu erfragen ist – vorzulegen und in ei-
ne im jeweiligen Staat gültige Anspruchsbescheini-
gung umzutauschen. Mit dieser Bescheinigung kön-
nen dann ärztliche Hilfe, Medikamente und auch
Spitalspflege auf Kosten des zuständigen österrei-
chischen Krankenversicherungsträgers in Anspruch
genommen werden. 
Führt der Urlaub oder die Dienstreise nicht in einen
der oben angeführten Staaten, müssen die dort aus ei-
ner Krankenbehandlung erwachsenen Kosten zu-
nächst selbst gezahlt werden. Während bei einem Ur-
laub der zuständige österreichische Krankenversi-
cherungsträger gegen Vorlage der Honorarnote, der
Spitals- bzw. Apothekenrechnung einen Kostenersatz
in Höhe jenes Betrages gewährt, der bei einer Er-
krankung im Inland aufzuwenden gewesen wäre, ist
im Falle einer Dienstreise grundsätzlich der Dienst-
geber zur Leistungserbringung verpflichtet.

Sicher in den Urlaub

Belgien*, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien*,
Dänemark*, Deutschland*, Estland*, Finnland*,
Frankreich*, Griechenland*, Großbritannien*, 
Irland*, Island*, Italien*, Kosovo**, Kroatien*,
Lettland*, Liechtenstein*, Litauen*, Luxemburg*, 
Malta*, Mazedonien***, Montenegro, Niederlan-
de*, Norwegen*, Polen*, Portugal*, Rumänien*,
Schweden*, Schweiz*, Serbien, Slowakei*, Slowe-
nien*, Spanien*, Tschechien*, Türkei, Ungarn*, 
Zypern*
* Staaten, in denen EU-Recht anzuwenden ist.
** Im Kosovo gibt es zur Zeit noch keine Krankenver-

sicherungsstrukturen, wodurch eine Sachleistungsaus-
hilfe durch einen kosovarischen Träger nicht in Betracht
kommt. Es wird auf die Ausführungen im letzten Absatz
„Urlaub oder Dienstreise in einen nicht in der obigen 
Liste angeführten Staaten“ verwiesen.

*** In Mazedonien ist nun auch die EKVK verwendbar.


